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Die künftige Landeschefin
Niederösterreichs,

Johanna Mikl-Leitner,
hält das Urteil zum

Schwechater Flughafen für
„brandgefährlich“. Ob sie
mehr Transparenz als

Pröll anstrebt? Abwarten.
INTERVIEW:

Sebastian Fellner, Gudrun Springer

die im Budget nochmit der Kursan-
nahme von 2015 angegeben wer-
den. Wie wollen Sie das angehen?
Mikl-Leitner: Ich freue mich, wenn
die Vergleichsrechnung bis 2019
in den Bundesländern umgesetzt
ist. Entscheidend ist, das Vermö-
gen des Landes entgegenzustellen.

STANDARD: Niederösterreich steht
mit Vergleichsrechnung besser da?
Mikl-Leitner: Ja, weil dann die Mär
vorbei ist, dass Niederösterreich

so hoch verschuldet
sei. Eswurde einGe-
nerationenfonds
eingerichtet, von
der Verzinsung wer-
den die Mittel in so-
ziale Maßnahmen
gesetzt. Damit wur-
de schon viel umge-
setzt. Aber natürlich
müssen wir auch
weiterhin sorgsam
mit den Finanzen
umgehen und bei je-
dem Euro dreimal
überlegen, was wir

damit machen.

STANDARD: Erwin Pröll musste sich
verteidigen, da er Landesgelder für
seine Privatstiftung geheim gehal-
ten hat. Ihnenwird künftig die Aus-
nahme vom Amtsgeheimnis oblie-
gen.WerdenSie Landesregierungs-
beschlüsse öfter veröffentlichen?
Mikl-Leitner:Der gesamte Themen-
komplex wird derzeit vom Rech-
nungshof geprüft, und da möchte
ich die Ergebnisse abwarten und
dann die Schlüsse daraus ziehen.

STANDARD:Unabhängig davon, was
der Rechnungshof über die Stiftung

„Wenn alle vonBratislava fliegen, waswird besser?“

STANDARD: Sie haben beim Landes-
parteitagam25.Märzmit 98,5Pro-
zent Zustimmung alle Ergebnisse
von Erwin Pröll übertroffen. Wer-
den Sie auch die Absolute halten?
Mikl-Leitner: Vom Landesparteitag
nehme ich das Gefühl der Ge-
schlossenheit derVolksparteiNie-
derösterreich mit. Heute können
wir gerne über die Ziele diskutie-
ren, die ich mir für die nächsten
Monate gesteckt habe – über das
Wahlziel dann vor der Wahl.

STANDARD: Im Bund können SPÖ
und ÖVP nicht gut miteinander.
Wie lange hält die Koalition noch?
Mikl-Leitner: Das Wichtigste auf
bundespolitischer Ebene wäre
eine gute Zusammenarbeit.

STANDARD:Sie haben 2013 noch als
Innenministerin gesagt, Ihr Ziel für
die Bundesregierung sei, dass die
Menschen in fünf Jahren sagen: Es
geht mir besser als vor fünf Jahren.
Ist die Bundesregierung dafür auf
dem richtigen Weg?
Mikl-Leitner: Ja,weil dieMenschen
etwa wieder mehr Sicherheit ha-
ben imBereich Flüchtlingspolitik.

STANDARD: Die Teilnahme am Pro-
gramm für Flüchtlingsumvertei-
lung in der EU ist nun wieder ein
Koalitionsaufreger. Kanzler Kern
(SPÖ) will eine Ausnahme für Ös-
terreich erwirken. Das taten Sie
auch schon. Wird das klappen?
Mikl-Leitner: Damals habe ich
mich dafür eingesetzt, dass aus
Österreich relocatet wird in ande-
re EU-Staaten. Das wurde von der
SPÖ zunächst abgelehnt. Ich wur-
de oft kritisiert. Ob eine Ausnah-
me vom Programm erwirkt wer-
den kann, hängt davon ab, wie der
Kanzler auf europäischer Ebene
Dinge verändern kann.

STANDARD: Sie sprachen beim Par-
teitag über soziale Gerechtigkeit
und erwähnten „jene, die jedes
Maß verloren haben undMillionen
an Abfertigung kassieren“.Wowol-
len Sie da ansetzen?
Mikl-Leitner: Da ist die Wirtschaft
gefordert, das richtige Maß zu fin-
den. Das werden wir politisch
nicht regeln müssen, da geht es
um Vertragsgestaltungen.

STANDARD:Niederösterreich hat die
Mindestsicherung mit 1500 Euro

pro Haushalt gedeckelt. Wie viele
betrifft das?
Mikl-Leitner: Da geht es gar nicht
um die Anzahl, sondern um das
Signal, dass jene, die von Sozial-
leistungen leben, nicht mehr in
der Tasche haben können, als die,
die täglichhart arbeiten.Denndie-
se Menschen, die das Sozialsys-
tem finanzieren, machen es über-
haupt erst möglich, dass wir jene,
die es brauchen, auch unterstüt-
zen können.

STANDARD: Die
Arbeitslosenrate in
Niederösterreich liegt
mit 10,8 Prozent über
dem Bundesschnitt.
Was ist zu tun?
Mikl-Leitner: Wir ha-
ben viele Einpendler
aus EU-Nachbarlän-
dern, sehr viele
Flüchtlinge und
manch Niederöster-
reicher verliert we-
gen der schwierigen
wirtschaftlichen Si-
tuation in Wien dort seine Arbeit.
Es ist wichtig, eine gute Wirt-
schaftspolitik und vor allem For-
schungs- und Wissenschaftspoli-
tik zu betreiben, um neue Arbeits-
plätze zu generieren.

STANDARD:Was schwebt Ihnen vor?
Mikl-Leitner: Das werde ich am 19.
April bei meiner Angelobung for-
mulieren.

STANDARD: Niederösterreich hat
eine hohe Pro-Kopf-Verschuldung.
Die Wohnbauförderungen wurden
bereits versilbert, Darlehen in
Schweizer Franken aufgenommen,

feststellt. Werden Sie mehr Regie-
rungsbeschlüsse veröffentlichen?
Mikl-Leitner: Das wird der Rech-
nungshof zeigen.

STANDARD: Der Landwirtschaftsmi-
nister hat gefordert, dass Bundes-
behörden in die Bundesländer
wandern sollen. Wollen Sie welche
nach Niederösterreich holen?
Mikl-Leitner: Ich halte diesen Vor-
schlag für sehr gut, gerade imZeit-
alter der Digitalisierung. Das kann
vom Statistischen Zentralamt
über die AMA gehen, nur um Bei-
spiele zu nennen. Da werden wir
sicher Gespräche führen.

STANDARD: Die Kritik am Urteil
gegen die dritte Piste am Flughafen
Wien-Schwechat war aus der ÖVP
sehr laut. Sind Arbeitsplätze wich-
tiger als Umweltschutz?
Mikl-Leitner: Das eine schließt das
andere nicht aus. Aber: Wenn
dann alle von Bratislava wegflie-
gen, was wird dann besser?

STANDARD: Dann ist aber das ge-
samtePariserAbkommenhinfällig,
wenn jeder Staat sagt, das mache
sonst eh der Nachbarstaat.
Mikl-Leitner: Niederösterreich hat
viele umweltpolitische Maßnah-
men gesetzt. Derartige Kriterien
anzulegen, halte ich für brandge-
fährlich, weil das jederWeiterent-
wicklung schaden kann.

STANDARD: Beim Krebsbehand-
lungszentrum Medaustron des
Landes Niederösterreich über-
nimmt die Sozialversicherung
noch nicht die sehr hohen Behand-
lungskosten. Wie geht es da weiter?
Mikl-Leitner:Wir sind imGespräch
mit dem Hauptverband und dabei
auf einem guten Weg. Das Grotes-
ke ist, dass viele Patienten zu ho-
hen Tarifen nach Deutschland ge-
schickt werden. Entscheidend ist,
dass inWienerNeustadt schondie
ersten Patienten behandelt wer-
den. Wir werden die Patienten da
voll und ganz unterstützen. Eini-
ge haben schon den Rechtsweg
gegendenHauptverbandbeschrit-
ten. Ich hoffe, dass wir bald eine
Lösung finden.

STANDARD: Kulturpolitik war ein
Steckenpferd Ihres Vorgängers. Er
hat auch kontroversielle Künstler
angezogen und „umarmt“. Wie
werden Sie es anlegen?
Mikl-Leitner: Erwin Pröll hat Nie-
derösterreich in den vergangenen
25 Jahren zu einem Kunst- und
Kulturland gemacht. Eine aktuel-
le Studie sagt, dass acht von zehn
Niederösterreichern diese Kultur-
politik sehr schätzen. Für mich ist
das ein klarer Auftrag, diese er-
folgreiche Kulturpolitik fortzu-

führen. Das ist ein spannendes
Feld.

STANDARD:Es wurden auch einigen
Künstlern eigene Museen gebaut –
ist derlei auch drinnen?
Mikl-Leitner: (lacht) Das wird die
Zeit zeigen.

STANDARD:Sie sind die erste Obfrau
der ÖVP Niederösterreich. Werden
Sie Frauen in der Partei fördern?
Mikl-Leitner:Gott sei dank hat sich
in meiner 25-jährigen politischen
Tätigkeit schon sehr viel verän-
dert. Von meinen fünf Stellvertre-
tern (in der VPNÖ, Anm.) sind drei
Frauen. Das ist ein gutes Signal,
undmir ist auchwichtig, dass sich
Frauen in der Politik engagieren.

STANDARD:Sie werden von der Par-
tei auch nach außen hin immer öf-
ter „Hanni“ genannt. Ist das der
vornamegewordene Imagewechsel
vonder harten Innenministerin zur
volksnahen Landeshauptfrau?
Mikl-Leitner: Ich werde seit meiner
Kindheit „Hanni“ genannt und ge-
rade im Funktionärskreis hat man
sehr viele Freunde, die einen
schon lange kennen. InderÖffent-
lichkeit bin ich selbstverständlich
die Landeshauptfrau.

STANDARD:Werden Sie – wie Erwin
Pröll – 25 Jahre Landeshauptfrau
sein, so die Wähler es wollen?
Mikl-Leitner: 25 Jahre! Ich hoffe,
dann bin ich schon in Pension.

JOHANNA MIKL-LEITNER (53) ist Ob-
frau der ÖVP Niederösterreich und wird
am 19. April zur Landeshauptfrau ange-
lobt. Von2011bis 2016war sie Innenmi-
nisterin. Mikl-Leitner hat zwei Töchter.

Johanna Mikl-Leitner, bald Landeshauptfrau von Niederösterreich, sieht im 1500-Euro-Deckel der Mindestsicherung ein „wichtiges Signal“.
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Sobotka sieht bei SPÖ bloß „großesKino“
Innenminister kritisiert Kanzlerpartei für Taktiererei im Streit umEU-Relocation

Wien – Im Streit um das EU-Um-
siedelungsprogrammfürAsylwer-
ber legte Innenminister Wolfgang
Sobotka (ÖVP) am Donnerstag
nach: Aus reinem Kalkül poche
die SPÖ nun auf einen Ausstieg,
erklärte er – und vertrete damit
nichts anderes als die Position der
ÖVP seit dem Jahr 2015.

Kanzler Christian Kern (SPÖ)
habe einen „überhasteten Brief“
nach Brüssel geschrieben – und
das ohne Absprache mit der
schwarzen Regierungshälfte. So-
botkas Fazit: Das alles sei insze-
nierungstechnisch „großes Kino“,
in der Union mache sich Öster-
reich mit dem demonstrativen
Kurswechsel aber „lächerlich“.

Denn der taktische rote
Schwenk ändere nichts an der
rechtlichen Situation, der er sich
als Innenminister verpflichtet
fühle. Im Rahmen des EU-Reloca-
tion-Programmes habe sich die
Republik verpflichtet, bis zum 26.
September knapp 2000 Flüchtlin-
ge aufzunehmen. Zuerst will So-
botka die Antwort der EU-Kom-
mission auf Kerns Brief abwarten,
dann wohl aber den Start der
Übersiedelung vorbereiten, als
Erstes konkret für fünfzig minder-
jährige Asylwerber aus Italien.

Dazu erinnerte der Minister da-
ran, dass seineVorgängerin Johan-
na Mikl-Leitner (ÖVP) 2015 eine
Umverteilung aus Österreich und

einen kompletten Aufschub er-
wirken wollte – doch beides sei
von der SPÖ damals abgelehnt
worden. Derzeit ist die ÖVP übri-
gens nicht für eine Aussiedelung
von Flüchtlingen in andere EU-
Staaten.

Burgenlands Landeshaupt-
mann Hans Niessl (SPÖ) forderte
von der ÖVP mehr Unterstützung
für einen Ausstieg ein, derzeit
agiere sie „gegen die Interessen
der Bevölkerung“.

EU-Innenkommissar Dimitris
Avramopoulos hingegen erinner-
te Österreich am Donnerstag an
seine „moralische, politische und
rechtliche Pflicht“, seiner Zusage
nachzukommen. (nw)

Ich werde seit
meiner Kindheit

‚Hanni‘ genannt. In
der Öffentlichkeit

bin ich
selbstverständlich

die Landeshauptfrau.

„

“

Nun liegt das offi-
zielle Porträtfoto
von Bundespräsi-
dent Alexander
Van der Bellen vor.
Aufgenommen
wurde es von Jork
Weismann. Gemäß
Pflichtschulerhal-

tungs-Grundsatzgesetz ist ein
Bild des Bundespräsidenten „als
staatliches Symbol“ neben dem
Bundeswappen in jeder Pflicht-
schule in Österreich anzubrin-
gen. Auch in den Kindergärten
in Niederösterreich und dem
Burgenland ist das Aufhängen
des Amtsbilds vorgeschrieben.
Auf freiwilliger Basis hängt das
Porträt in Polizeidienststellen, in
sämtlichen Botschaften Öster-
reichs sowie beim Bundesheer
und anderen staatlichen Einrich-
tungen. (red) Foto: APA / Jork Weismann
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